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STEUERPOLITIK

Michael Hüther

Ansatzpunkte für einen Umbau 
des Sozialstaats

Sowohl das Urteil des Bundesverfassungsgerichts über die Verfassungswidrigkeit der 
Besteuerung des Existenzminimums im Einkommensteuergesetz als auch fiskalische Zwänge 
zum Umbau des Systems der sozialen Sicherung haben die Diskussion um die Einführung der 
„Negativen Einkommensteuer“ erneut aufleben lassen. Kann ein integriertes Steuer-Transfer- 
System die immer deutlicher werdenden Mängel des gegenwärtigen Systems überwinden ? 
Wie sollte ein erfolgversprechendes, längerfristiges Reformprogramm konzipiert werden ?

Das System der sozialen Sicherung ist in Verruf gera­
ten; viele halten Zweifel für begründet, ob es die ab­

sehbaren Zukunftsprobleme verarbeiten und heute noch 
Unvorhersehbares zu einem Mindestmaß verkraften 
kann. Die erneut formulierten Befürchtungen, die Renten­
versicherung sei in ihrer gegenwärtigen Konstruktion auf 
Dauer nicht haltbar, die finanziellen und strukturellen Pro­
bleme der Arbeitslosenversicherung angesichts der Lage 
auf dem deutschen Arbeitsmarkt, die Funktionsdefekte 
der gesetzlichen Krankenversicherung sowie die Schwie­
rigkeiten, eine angemessene Lösung für die Absicherung 
des Pflegefallrisikos zu finden, haben die Gestaltungs­
grundsätze der Sozialversicherung in Frage gestellt. Das 
Bundesverfassungsgericht hat den einkommensteuerli­
chen Grundfreibetrag für verfassungswidrig erklärt und 
den Gesetzgeber bis zum 1.1.1996 zu einer dauerhaften 
Neuregelung verpflichtet, die den systematischen Zu­
sammenhängen mit der sozialhilferechtlichen Regelung 
des Existenzminimums gerecht wird.

Der durch die Krise der öffentlichen Finanzen ausgelö­
ste Konsolidierungsdruck kann den gesamten Bereich 
der Sozialpolitik allein wegen dessen Volumen nicht 
mehr ausschließen. Immer mehr greift die Einsicht um 
sich, daß es dabei nicht um die lineare Kürzung von 
Transferleistungen oder den Einsatz obrigkeitlicher Kon- 
trollmechanismen zur Vermeidung von Mißbrauch gehen 
kann, sondern daß nur ein Umbau des Sozialstaats -  
orientiert an den Kriterien der Effektivität und der Effi-

Dr. Michael Hüther, 31, is t wissenschaftlicher Mitar­
beiter im Stab des Sachverständigenrates zur Be­
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick­
lung. Der Autor bringt seine persönliche Meinung 
zum Ausdruck.

zienz -  weiterhilft. So steht die Frage nach einer grund­
legenden Reform des gesamten Systems der sozialen 
Sicherung auf der Tagesordnung. Selbst aus dem politi­
schen Raum mehren sich Überlegungen zu und Forde­
rungen nach einem Systemwechsel. Wie ein solcher aus­
gestaltet und vollzogen werden könnte, darum soll es 
nachfolgend gehen. Ausgangspunkt der Überlegungen 
ist die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts.

Verfassungsgerichtlicher Handlungsauftrag

Das Bundesverfassungsgericht mußte in den vergan­
genen Jahren aufgrund verschiedener Vorlagen anderer 
Gerichte die Verfassungsmäßigkeit der einkommensteu­
erlichen Behandlung des Existenzminimums prüfen. Das 
Gericht war damit gehalten, zu einem Problem Stellung 
zu nehmen, das im Zentrum des Zusammenwirkens von 
Steuer- und Sozialpolitik steht und von dem aus sich die 
Struktur einer integrierenden Reform beider Politikbe­
reiche ergibt.

In seinem Beschluß vom 29.5.1990 nahm das Gericht 
zur Verfassungsmäßigkeit der im Haushaltsbegleitge­
setz 1983 eingeführten einkommensabhängigen Kür­
zung des Kindergeldes und der Vorschriften über die Be­
rechnung des dafür maßgeblichen Einkommens Stel­
lung. Das Verfassungsgericht kam zu dem Ergebnis, daß 
die fraglichen Regelungen mit dem Grundgesetz unver­
einbar sind. Die Tragweite dieses Urteils resultiert aus 
seiner Begründung: „Ausgangspunkt der verfassungs­
rechtlichen Beurteilung ist der Grundsatz, daß der Staat 
dem Steuerpflichtigen sein Einkommen insoweit steuer­
frei belassen muß, als es zur Schaffung der Mindestvor­
aussetzungen für ein menschenwürdiges Dasein benö­
tigt wird. Dieses verfassungsrechtliche Gebot folgt aus
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Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaats­
grundsatz des Art. 20 Abs. 1 GG ... [Daraus] folgt ferner, 
daß bei der Besteuerung einer Familie das Existenzmini­
mum sämtlicher Familienmitglieder steuerfrei bleiben 
muß ... Die Steuerfreiheit des Familienexistenzmini­
mums wirkt sich auch auf die Besteuerung des Einkom­
mensaus, das dieses Existenzminimum übersteigt... Der 
Gesetzgeber darf auch nur das darüber hinausgehende 
Einkommen der Besteuerung unterwerfen." (AZ BvL 
20/84, 26/84, 4/86)

Das Existenzminimum für Kinder errechnete das Ver­
fassungsgericht in Anlehnung an die Sozialhilfebestim­
mungen; dazu wurde ein bundesdurchschnittlicher Re­
gelsatz sowie ein ebenfalls durchschnittlicher Zuschlag 
für Sonderleistungen gebildet. In dem Zeitraum 1983 bis 
Ende 1985 erreichten die Kinderfreibeträge und das fiktiv 
in Steuerfreibeträge umgerechnete Kindergeld schon bei 
einem Grenzsteuersatz von 30% die Höhe der Sozialhil­
feleistung bei Berechtigten mit drei Kindern'. Mit zuneh­
mendem Grenzsteuersatz unterschritten sie die Sozial­
hilfebeträge immer deutlicher und lagen schließlich beim 
damaligen Spitzensteuersatz von 56% weit darunter.

Durch die Addition von Kindergeld und kinderbedingter 
Steuerentlastung hat das Gericht die Auffassung be­
stärkt, daß beide Elemente des „dualen“ Systems letzt­
lich einer identischen Zielsetzung dienen2. Das Bundes­
verfassungsgericht hat mit diesem Urteil erstmals die 
verfassungsmäßige Bedeutung des Existenzminimums 
für die Besteuerung definiert und zur Konkretisierung auf 
die durch die Sozialhilfe gewährten Sicherungsstandards 
verwiesen. Das Gericht hat damit eine Position bestätigt, 
wie sie in der staatsrechtlichen Literatur bereits überwie­
gend vertreten wurde3. Anders allerdings als dort zum Teil 
formuliert, gestand das Bundesverfassungsgericht dem 
Gesetzgeber die Möglichkeit zu, „der Minderung der 
steuerlichen Leistungsfähigkeit durch Sozialleistungen 
Rechnung" zu tragen, wobei allerdings „diese so bemes­
sen werden [müssen], daß eine vergleichbare Entlastung 
eintritt“ (Leitsätze)'.

Am 25. 9. 1992 erging ein Urteil des Bundesverfas­
sungsgerichts, das sich in noch grundsätzlicherer Weise 
mit dem steuerlich zu verschonenden Existenzminimum 
auseinandersetzte. Das Verfassungsgericht war um Klä­
rung in Fällen gebeten worden, in denen Kläger die For­
derung erhoben hatten, daß jener Teil ihres zu versteu­
ernden Einkommens, der dem ihnen theoretisch zuste­
henden sozialhilferechtlichen Existenzminimum ent­
spricht, nicht versteuert wird. Das Gericht erklärte in Fort­
führung seiner Argumentation aus dem Jahre 1990 den 
§ 32a Abs. 1 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) -  und damit den tariflichen Grundfreibetrag -  in 
seiner Gesamtwirkung für verfassungswidrig.

Die Höhe des steuerlich zu verschonenden Existenz­
minimums darf nach Auffassung des Gerichts den durch 
die Sozialhilfe definierten Mindestbedarf nicht unter­
schreiten. Dieser Mindestbedarf ergibt sich aus dem Re­
gelsatz der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt, den 
Leistungen für Unterkunft und Heizung sowie einmaligen 
Hilfen, die einen über die laufenden Leistungen hinaus­
gehenden Grundbedarf berücksichtigen; ferner gehört 
nach Ansicht des Gerichts der Mehrbedarf für Erwerbstä­
tige dazu5. Im Falle einer Typisierung ist sicherzustellen, 
daß in möglichst allen Fällen der existenznotwendige Be­
darf abgedeckt wird6. Die angemessene steuerliche Ent­
lastung des Existenzminimums ist fortlaufend „an die Be­
dürfnisse der jeweiligen Gegenwart anzupassen“ .

Ferner sind die einkommensteuerliche Freistellung 
von Einkommensteilen sowie Sozialleistungen, deren 
Tatbestand nicht den existenzsichernden Aufwand erfaßt 
und die nicht allgemein gewährt werden, keine Kompen­
sation für einen -  gemessen am Sozialhilfe-Existenzmi­
nimum -  zu geringen Grundfreibetrag. So dürfen die 
durch die §§ 3 bis 3b EStG steuerbefreiten Leistungen 
nicht als steuerliche Freistellung von Teilen des Existenz­
minimums bewertet werden. Auch die Steuerfreiheit des 
Wohngeldes genügt nicht den Anforderungen einer „all­
gemeinen steuerlichen Entlastung des existenznotwen­
digen Bedarfs“ , ebensowenig der Freibetrag für Ein­
künfte aus Land- und Forstwirtschaft, der Arbeitnehmer­
pauschbetrag, der Sparerfrei betrag und die steuerliche 
Entlastung für Alterseinkünfte.

Übergangsregelung bis 1995

Das Bundesfinanzministerium hat dem Urteil entspre­
chend zum Jahresende 1992 eine Übergangsregelung 
für die Veranlagungsjahre 1993 bis 1995 konzipiert. Mit

' Das Bundesverfassungsgericht hat zu diesem Zweck mit verschiede­
nen Grenzsteuersätzen (30%, 40%, 56%) und Kinderzahlen gerechnet.

7 Dies w iderspricht der Argumentation, daß das „duale System" ange­
sichts der unterschiedlichen zugrunde liegenden Ziele notwendig und 
wohl begründet sei; vgl. A. O b e r h ä u s e r : Die Ungereimtheiten 
des dualen Systems, in: Sozialer Fortschritt, 34. Jg. (1985).

3 Vgl.z.B. H. S ö h n :  Verfassungsrechtliche Aspekte der Besteue­
rung nach der subjektiven Leistungsfähigkeit im Einkommensteuer­
recht, in: Finanzarchiv, 46. Jg. (1988).

4 H. S ö h n .  a.a.O., S. 170, hingegen betont, daß „staatliche Trans­
ferleistungen ... weder steuerliche Zugriffsm öglichkeiten (wieder) eröff­
nen noch ... einen verfassungswidrigen Steuereingriff in das .besteue- 
rungsfeste' Existenzminimum heilen“ können.

5 Laut Verfassungsgericht ist dieser M ehrbedarf durch die „Abziehbar­
keit des erwerbsdienlichen Aufwands -  den W erbungskosten oder Be­
triebsausgaben -  nicht gedeckt".

6 Dazu erläutert das Gericht einen Sonderfall: Besteht für existenznot­
wendige Güter ein erhebliches Preisgefälle (z.B. Wohnungen), dann 
kann der Gesetzgeber den Grundfreibetrag an einem unteren Wert 
orientieren, wenn er zugleich eine spezifische Transferleistung anbietet 
(z.B. Wohngeld).
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dieser Regelung sollte sichergestellt werden, daß bis zur 
endgültigen Anpassung des Einkommensteuergesetzes 
eine verfassungskonforme Besteuerung (bereits im 
Lohnsteuerabzugsverfahren und bei der Festsetzung von 
Einkommensteuervorauszahlungen) stattfindet. Die er­
forderliche Entlastung für Bezieher kleiner Einkommen 
wird -  bis zur Jahresmitte 1993 nach einer Verwaltungs­
regelung, die durch das Gesetz zur Umsetzung des Föde­
ralen Konsolidierungsprogramms (FKPG) ersetzt wurde7 
-außerhalb des Einkommensteuertarifs erreicht. Zu die­
sem Zweck sind für das Lohnsteuerabzugsverfahren und 
die Festsetzung der Einkommensteuervorauszahlung 
Zusatztabellen erstellt worden, die für die fraglichen Ein­
kommensbereiche maßgeblich sind. Bei der Ermittlung 
des steuerlich freizustellenden Einkommens orientierte 
sich das Bundesfinanzministerium in der Vorlage für das 
Verfassungsgericht wie in der Verwaltungsbestimmung 
an den existierenden Regelungen der Sozialhilfe.

Durch die bis zum 31.12.1995 gültige Lösung gemäß 
FKPG wurde allerdings nicht nur das Einkommensteuer­
gesetz geändert, sondern ebenso das Bundessozialhilfe­
gesetz (BSHG); statt des Erwerbstätigenzuschlags (alter 
§ 23 BSHG) wird nun ein Freibetrag für das Erwerbsein­
kommen gewährt, das bei der Sozialhilfe nicht angerech­
net wird (neuer § 76 Abs. 2a BSHG). Dadurch konnte das 
Existenzminimum um den Erwerbstätigenzuschlag ver­
mindert werden, es beträgt nur noch 10500 DM (für einen

'  Vg1. Bundestags-Drucksache 12/4801 vom 18. 5. 1993.

* Für das Lohnsteuerabzugsverfahren hat das Bundesfinanzm iniste­
rium besondere Zusatztabellen erstellt. Da allerdings alle Arbeitneh­
mer, deren Lohnsteuer auf dieser Grundlage berechnet wird, zur Ein­
kommensteuer veranlagt werden, ist die Darstellung des veränderten 
Verfahrens für die Einkommensteuerveranlagung hinreichend.

8 Der Auftrag an die „Unabhängige Sachverständigen-Kommission zur
Steuerfreistellung des Existenzminimums ab 1996" bestätigt d iese Ver­
mutung; vgl. Finanznachrichten 68/93 vom 12. 11. 1993.

Alleinstehenden) statt 12000 DM wie in der Verwaltungs­
regelung, ohne daß die Einkommenssituation der betrof­
fenen Sozialhilfeempfänger verändert wurde. Für die Er­
mittlung der Steuerschuld ist im unteren Einkommensbe­
reich nicht mehr das „zu versteuernde Einkommen“ maß­
geblich, sondern die vom Verfassungsgericht so bezeich- 
neten „Erwerbsbezüge“ , die sich aus dem zu versteuern­
den Einkommen nach Hinzurechnung verschiedener Be­
träge errechnen. Die Ermittlung der Steuerschuld im Ein­
kommensteuergesetz ergibt sich aufgrund des FKPG wie 
in Übersicht 1 dargestellt8.

Weiterhin hohe Grenzbelastung

Mit der Übergangsregelung sind gravierende Pro­
bleme verbunden -  hinsichtlich ihrer direkten Wirkungen 
in der Zeit bis Ende 1995 ebenso wie indirekt durch eine 
Präjudizierung des endgültigen Reformprogramms9. Zu­
nächst wird die Belastungswirkung der Einkommen­
steuer über den gesamten Einkommensbereich unklarer, 
da wegen der nur individuell quantifizierbaren Zusam­
menhänge von „zu versteuerndem Einkommen“ und „Er­
werbsbezügen“ eine durchgehende allgemeine Steuer­
betragsfunktion nicht mehr abgebildet werden kann. Der 
zusätzlich konzipierte Begriff der „Erwerbsbezüge“ setzt 
bei der Ausgestaltung der Bemessungsgrundlage stärker 
als das „zu versteuernde Einkommen“ die Reinvermö­
genszugangstheorie um und ist damit dem Universalein­
nahmenkonzept der Sozialhilfe näher. Dies gilt jedoch le­
diglich für einen unteren Einkommensbereich, während 
die darüber liegenden Einkommen indirekt subventioniert 
werden.

Bei der Definition der Erwerbsbezüge hat das Bundes­
finanzministerium die Ausführungen des Bundesverfas­
sungsgerichts insoweit umgekehrt, als es Freibeträge 
und Einkommensfreistellungen, die nicht den Anforde­
rungen einer „allgemeinen steuerlichen Entlastung des

Hugo J. H ahn (H rsg .)
Geldwertstabilität und Staatsschulden
H elm ut G eiger, H ilm ar K opper, H ans P e te r L inss, W olfg ang  R oller, E kkehard  S torck , H ans T ie tm e y er
Der sechste Sammelband der W ürzburger Universitätsreden umfaßt Vortrage von Dr. Hans-Peter Linss, Dr. W olfgang 
Roller, Dr. Helmut Geiger, Dr. Ekkehard Storck, Dr. Hans Tietmeyer und Hilmar Kopper aus den Jahren 1989 - 1992, 
die unter dem Generalthema „Geldwertstabilität und Staatsschulden“ standen. Sie belegen, wie das Anwachsen der 
Staatsverschuldung zur Vergrößerung der Geldmenge führte und damit die Preisstabilität minderte. So war gerade die 
deutsche Einigung Anlaß einer sprunghaften Zunahme der Geldverbindlichkeiten der öffentlichen Hände in der Bun­
desrepublik, die bewirkte, daß Deutschland den Voraussetzungen für die Teilnahme an der Endstufe der Europäischen 
Währungsunion, also den Konvergenzkriterien des Maastrichter Vertrages, gegenwärtig nicht mehr in allen Punkten 
entspricht. Die nach Ansicht der Verfasser als zeitlich begrenztes Mittel zur Lösung außerordentlicher politischer Auf­
gaben vertretbare Zunahme entbindet jedoch nicht von der Obliegenheit zum ehestmöglichen Senken des Umfangs 
künftiger Ncubelastungen und zum Abbau gesetzlicher Ausgabeverpflichtungen der öffentlichen Hand.
1993, 100 S., brosch., 3 9 -  DM, 2 75 ,-öS, 35,50 sFr, ISBN 3-7890-2889-4
(Schriften zur m onetären Ö konom ie. Bd. 34)________________________________________________________________________________________
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Übersicht 1
Ermittlung der Steuerschuld nach EStG und 

FKPG im Jahre 1993 zur Umsetzung des Urteils 
des Bundesverfassungsgerichts vom 25. 9.1992

Zu versteuerndes Einkom m en

+ Verlustabzugsbeträge nach § 10d EStG 
+ Abzugsbeträge nach §§ 10e (1) bis (6a), §§ 10t bis h EStG 

(u.a. für selbstgenutzten Wohnraum, schutzwürdige Kulturgüter) 
sowie nach § 15b BerlinFördG und § 7 FörderGebG 

+ Abzug für Land- und Forstwirte (§ 13 (3) EStG)
+ steuerfre ier Gewinn aus der Veräußerung/Aufgabe von Betrieben 

und Anteilen an Kapitalgesellschaften (§§ 14, 14a (1) bis (3),
§ 16 (4), § 17 (3) und § 18 (3) EStG)

+ Betrag, der durch Abzug des Versorgungsfreibetrags (§ 19(2)), 
des Sparer-Freibetrages (§ 20 (4)), des Altersentlastungsbetrags 
(§ 24a) und der Regelung für sonstige Einkünfte (§ 22) 
steuerfrei bleibt

+ steuerfrei bleibender Kapitalanteil von Leibrenten (vgl. § 22 Nr. 1 
Satz 3a EStG)

+ Einkünfte und Leistungen, die dem Progressionsvorbehalt unter­
liegen (§ 32 b (1) EStG)

+ Einkünfte, die nach § 3 Nr. 1a, 3, 3b, 5, 6, 9, 10, 11 und 27 EStG 
steuerfrei sind

+ Sonderabschreibungen, erhöhte AfA, steuerfreie Rücklagen 
+ pauschal besteuerte Bezüge nach § 40a EStG

=  Erwerbsbezüge

unter 10 530 DM/21 060 DM —> Steuerschuld ist Null 
unter 12 798 DM/25 596 DM —* maßgeblich: Erwerbsbezüge —► 

Zusatztabellen —< Steuerschuld 
über 12 797 DM/25 595 DM —» maßgeblich: zu versteuerndes 

Einkommen —» Grundtabelle/ 
Splittingtabelle —► Steuerschuld

Q u e l l e :  Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesam tw irt­
schaftlichen Entwicklung: Zeit zum Handeln -  Antriebskräfte stärken, 
Jahresgutachten 1993/94, Stuttgart 1993, S. 222.

existenznotwendigen Bedarfs“ genügen, bei der Steuer­
schuldermittlung nicht berücksichtigt, d.h. in steuerbares 
Einkommen umdefiniert'0. Schließlich hat die Anlehnung 
des steuerlichen Existenzminimums an das der Sozial­
hilfe eine weitreichende Implikation für den Transferab­
bau: Sind Grundfreibetrag und Existenzminimum wert­
mäßig identisch, dann muß -  wie bisher -  der Anrech­
nungssatz des eigenen Einkommens (oberhalb des Frei­
betrags) auf die Sozialhilfe bei 100% liegen, d.h., die ex­
trem hohe Grenzbelastung in diesem Einkommensbe­
reich bleibt -  mit all ihren negativen Anreizeffekten auf 
das Leistungsverhalten -  wirksam.

Für die zum 1.1.1996 zu entwerfende „endgültige“ Re­
gelung kann es angesichts der Übergangsbestimmungen 
nicht mehr lediglich um die Anpassung des Grundfreibe­
trags und eine angemessene Tarifgestaltung gehen, viel­
mehr ist eine Reform aller Aspekte der Bemessungs­
grundlage unausweichlich. Es ist dabei auch zu entschei­
den, wie die Erfüllung des verfassungsgerichtlichen 
Handlungsauftrags im Zeitablauf gesichert werden kann. 
Ein vordergründiges Hindernis für eine sachgerechte Re­
form werden die Kosten der systematischen Einbezie­
hung des Existenzminimums in den Steuertarif darstel­
len". Würde der bisherige Tarif beibehalten und nur der

Grundfrei betrag erhöht, so ist mit Steuerausfällen von 
etwa 44 Mrd. DM zu rechnen; eine alleinige Anhebung 
des Spitzensteuersatzes auf 59% verringerte diese Min­
dereinnahmen ebenso wie eine gleichzeitige Erhöhung 
des Eingangs- und des Spitzensteuersatzes auf 20% und 
57% um die Hälfte. Eine aufkommensneutrale Reform er­
forderte hingegen beispielsweise Steuersätze von 22% 
bis 58%. Diese Lösung ist schon allein aus wachstums­
politischen Erwägungen nicht tragbar'2.

Unter Anreizgesichtspunkten erfordert die Aufkom­
mensneutralität eine Verbreiterung der Bemessungs­
grundlage und darüber hinaus eine Erweiterung des Re­
formansatzes auf den Bereich der Sozialleistungen. Letz­
teres ist dann unabdingbar, wenn auch die Anreizeffekte 
der Sozialhilfe mitbedacht werden und der dortige Grenz­
steuersatz unter 100% gesenkt werden soll. Zudem ist 
daran zu denken, die Steuerlast stärker von der Einkom­
mensentstehung auf die Einkommensverwendung zu 
verlagern. All dies bedacht, dürften die Chancen für eine 
grundsätzliche Lösung wiederum steigen.

Möglichkeiten einer umfassenden Reform

Angesichts des verfassungsgerichtlichen Handlungs­
auftrags wie auch infolge der zunehmend deutlicher wer­
denden Mängel des bestehenden Steuer-Transfer- 
Systems'3 hat die Idee der negativen Einkommensteuer 
erneut Popularität gewonnen'4. Dieser Reformgedanke 
ist keineswegs neu, auch mangelt es nicht an konkreten 
Vorschlägen für die Bundesrepublik'5. Aber erst gegen­
wärtig ist der Zeitpunkt erreicht, in dem derartige Kon­
zepte eine Realisierungschance erhalten'6. Offenkundig 
ist der Handlungsdruck heute stark genug, und die Er-

10 Eine entsprechende Änderung ist nach einem Normenkontrollantrag 
des Bundesfinanzhofs (AZ VI R 74/91) beim Arbeitnehm erpauschbe- 
trag durchaus begründet, da hier in hohem  Maße M itnahmeeffekte 
wahrscheinlich sind.

n Vgl. dazu die Studie von D. T e i c h m a n n :  Einbau eines erhöh­
ten Existenzminimums in den S teuertarif und seine finanzie llen Auswir­
kungen, Gutachten im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung, Berlin 1993: 
ferner zu den Möglichkeiten der tariflichen Gestaltung F. B a u *  
m a n n ,  B. G e n s e r :  Zur tariflichen Umsetzung des steuerlichen 
Existenzminimums, Konstanz 1993.

,2 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesam tw irtschaft­
lichen E ntw icklung: Zeit zum Handeln -  Antriebskräfte stärken, Jahres­
gutachten 1993/94, Stuttgart 1993, Z iffer 318.

13 Vgl. M. H ü t h e r :  Zum aktuellen Integrationsbedarf in der deut­
schen Steuer- und Sozialpolitik, in: Jahrbuch für Sozialwissenschaft, 
42. Jg. (1991).

14 Vgl. auch das Zeitgespräch in diesem Heft.

15 Vgl. M. H ü t h e r :  Integrierte Steuer-Transfer-Systeme für die 
Bundesrepublik Deutschland. Normative Konzeption und empirische 
Analyse, Berlin 1990.

18 Vgl. Ergebnisse der Arbeitsgruppe „Soziale Sicherungssystem e“ 
der F.D.P.; Ergebnisse der Arbeitsgruppe „Neue Ansätze am Arbeits­
m arkt“ der CDU: F. W. S c h a r p f : Von der Finanzierung der Ar­
beitslosigkeit zur Subventionierung niedriger Einkommen, in: Gewerk­
schaftliche Monatshefte, 44. Jg. (1993).
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fahrungen mit den bisherigen, systemkonservierenden 
Maßnahmen sind hinreichend entmutigend.

Die in der Diskussion befindlichen Reformmodelle be­
ruhen allerdings auf durchaus unterschiedlichen Zielset­
zungen -  von der Konsolidierung der sozialen Sicherung 
bis zur Lösung arbeitsmarktpolitischer Probleme -  und 
repräsentieren einen weitgefächerten Gestaltungsspiel­
raum. So können Reformansätze, die im Sinne der nega­
tiven Einkommensteuer auf eine normative und instru­
menteile Integration von Sozialtransfers und personeller 
Einkommensteuer abzielen, erstens dahingehend cha­
rakterisiert werden, ob überhaupt und in welchem Maße 
die bestehenden Instrumente und Regelungen Bestand 
haben sollen (Grad der Reformintensität). An dem einen 
Ende der Skala von Reformkonzeptionen befinden sich 
Ansätze, die unter weitgehender Beibehaltung des Be­
stehenden nur begrenzte allgemeine oder partielle Ab­
stimmungen der Einzelinstrumente vorsehen. An dem 
anderen Ende dieser Skala stehen die Vorschläge „Nega­
tive Einkommensteuer“ und „Integriertes Steuer-Trans- 
fer-System“ , die die bestehenden Systeme ganz oder teil­
weise substituieren. Dazwischen existieren Ansätze, die 
durch eine funktionale Verschränkung einzelner Instru­
mente bei bestimmten Gestaltungsaspekten -  wie der 
Bemessungsgrundlage -  faktisch deren Wirkungsauto­
nomie beseitigen.

Zweitens lassen sich Reformvorschläge hinsichtlich 
der Breite des Integrationsansatzes charakterisieren, 
also danach, wieviele und welche Instrumente des beste­
henden Steuer- und Transfersystems einbezogen werden 
(Grad der Reformbreite). Einerseits kann eine Reform le­
diglich explizite Transfers in unterschiedlichem Zugriff 
berücksichtigen (einzelne Transfers oder alle), anderer­
seits mag die Reform umfassend Sozialtransfers und Ein­
kommensteuer einbeziehen. In Übersicht 2 sind denk­
bare Reformprogramme hinsichtlich ihrer Primärwirkun- 
gen'7 nach den beiden Kriterien strukturiert.

Integrative Reformansätze

„Integrierte Steuer-Transfer-Systeme“ erreichen den 
höchsten Grad der Reformintensität wie auch der Re­
formbreite. Kennzeichnend ist das Ziel, monetäre Instru­
mente zur Beeinflussung der Einkommensverteilung in­
strumenteil in ein System zu überführen; dabei liefert die

”  Es ist denkbar, daß z.B. eine Reform der M indestsicherung indirekt 
einen Reformbedarf in der Sozialversicherung auslöst, weil dortige M in­
desteinkommenselemente abgebaut oder angepaßt werden müssen. 
Derartige Sekundärwirkungen werden bei dieser Klassifikation nicht 
berücksichtigt.

"  Vgl. J. M i t s c h k e :  Steuer- und Transferordnung aus einem
Guß. Entwurf einer Neugestaltung der d irekten Steuern und Sozial­
transfers in der Bundesrepublik Deutschland. Baden-Baden 1985; 
Kronberger K re is: Bürgersteuer -  Entwurf e iner Neuordnung von direk­
ten Steuern und Sozialleistungen, Bad Homburg 1986.

Übersicht 2 
Integrative Reformansätze 

für die Steuer- und Sozialpolitik

Grad der 
Reform­
breite

Grad der Reformintensität

hoch mittel niedrig

hoch Integrierte
Steuer-Transfer-

Systeme

Explizite und 
implizite 

Besteuerung von 
Sozialtransfers

Abstimmung der 
Einkommens­

grenzen

niedrig Negative
Einkommen­

steuer

Implizite 
Besteuerung von 

Sozialtransfers 
(Transfers als 
Bemessungs­
grundlage von 

Transfers)

Abstimmung von 
Sozialhilfe- 

M indestsicherung 
und Grundfrei­
betrag in der 
Einkommen­

steuer

Einkommensteuer aufgrund ihrer eindeutigen rechtlichen 
Fixierung (§ 3 Abgabenordnung) das Kriterium für die Be­
stimmung der integrierbaren Sozialtransfers, nämlich 
das der Gegenleistungsfreiheit. Demnach können ledig­
lich solche Transfers einbezogen werden, die nach dem 
Fürsorgeprinzip -  abzielend auf Fälle spezieller Bedürf­
tigke it-ode r dem Versorgungsprinzip gestaltet sind; so­
zialpolitische Instrumente, die auf dem Versicherungs­
prinzip beruhen und nur zu einem intertemporalen, le­
benszyklusbezogenen Einkommensausgleich führen, 
bleiben ausgeschlossen. Der konkrete Integrationsum­
fang im Transfersystem kann allerdings nur normativ ent­
schieden werden. Formal ist ein integriertes Steuer- 
Transfer-System gekennzeichnet durch eine einheitliche 
Bemessungsgrundlage sowie einen einheitlichen Tarif, 
dessen Verlauf maßgeblich durch den „Startpunkt“ -  den 
durch die Grundsicherung definierten maximalen Trans­
ferbetrag -  bestimmt wird.

Ein umfassender Ansatz zu einem integrierten Steuer- 
Transfer-System verbindet sich mit dem Bürgergeld-Vor­
schlag des Kronberger Kreises'8. Das Bürgergeld sam­
melt die personenbezogenen monetären Transferleistun­
gen aller Sozialbehörden und ersetzt Kindergeld, Wohn­
geld, Ausbildungsförderung, Sozialhilfe, wirtschaftliche 
Hilfen der Jugend-, Versorgungs- und Gesundheitsämter, 
Sparprämien, Sparzulagen sowie die redistributiven 
Geldleistungen der gesetzlichen Sozialversicherung und 
diverser Objektförderungen. Die Sozialversicherung wird 
auf ihren Kern, das versicherungstechnische Äquivalenz­
prinzip, „reduziert“ . Das Bürgergeld besteht aus einem 
Grundbetrag, der sich nach Familienstand und Alter rich­
tet, sowie Zuschlägen für besondere Bedürfnislagen (z.B. 
Ausbildung, Invalidität, Krankheit, Pflegebedarf, Unter­
kunftsnotlagen), die teils pauschaliert, teils anhand der 
tatsächlichen Kosten bemessen werden. Der Anspruch 
auf Bürgergeld ist nicht an einen Antrag gebunden, son­
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dern an eine Steuer- und Transferveranlagung. Ergänzt 
wird dieses Bürgergeld-Konzept durch einen gebrochen­
linearen Tarif über den gesamten Einkommensbereich; 
der Grenzsteuersatz soll im Transferbereich konstant 
50%, im Steuerbereich konstant 30% betragen. Diese 
Staffelung der Steuersätze dürfte sich im Grenzbereich 
positiv auf den Anreiz auswirken, aus der Transferemp­
fängerposition in die des Steuerzahlers zu wechseln.

Während also integrierte Steuer-Transfer-Systeme alle 
oder sehr weitgehend die gegenleistungsfreien Transfers 
sowie die Einkommensteuer substituieren, führen Nega­
tivsteuer-Modelle ausschließlich die Einkommensteuer 
und das Instrument der Mindestsicherung -  die Sozial­
h ilfe-zusam m en (geringere Reformbreite). Hinsichtlich 
Zielsetzung (Sicherung eines Lebens, das der Men­
schenwürde entspricht) und konkreter Ausgestaltung 
(Regel-, Aufwendungs- und Mehrbedarf) könnte sich ein 
derartiger Vorschlag an dem Bundessozialhilfegesetz 
orientieren. Freilich müßte die Anspruchsregelung geän­
dert werden: Steuer- und Transferveranlagung statt Be­
dürftigkeitsprüfung. Ferner wären die Bemessungs­
grundlagen von Sozialhilfe und Einkommensteuer zu ver­
einheitlichen. Es spricht sehr viel dafür, auch bei der Be­
steuerung zu dem Universaleinnahmenkonzept überzu­
gehen, um durch die damit verbundenen Aufkommensef­
fekte einen Spielraum für eine Senkung der Steuersätze 
zu erhalten. Der Steuer-Transfer-Tarif könnte durch eine 
Orientierung an den gegenwärtigen Tarifen als dreistufi­
ger Stufengrenzsatztarif gestaltet werden (Grenzsteuer­
satz 100% im Transferbereich, 30% und 50% im Steuer­
bereich).

Ansätze mit niedriger Reformintensität

Den niedrigsten Grad der Reformintensität erreichen 
Reformansätze, die lediglich Abstimmungen zwischen 
den verschiedenen Instrumenten der Steuer- und Sozial­
politik vorsehen, diese selbst aber funktionell grundsätz­
lich nicht verändern. Es kann sich bei derartigen Abstim­
mungen deshalb nur um eine Koordination handeln, die 
an der Wirkungsebene des Steuer- und Transfersystems 
ansetzt. Eine Reform mit maximaler Reformbreite würde 
realisiert, wenn man die Wirkungsbereiche der verschie­
denen Instrumente angleichen oder entzerren würde. 
Dies erfordert eine Veränderung der Einkommensgren­
zen, die über den Bezug einer Sozialleistung entschei­
den. Gandenberger spricht hierbei von der Eliminie- 
rungs- und der Glättungsstrategie'9. Im ersten Fall wür­
den kumulative Effekte durch die Abschaffung eines 
Transfers oder die Reduzierung seiner Anspruchshöhe 
beseitigt oder vermindert, im zweiten Fall dadurch, daß 
der Einkommensbereich, über den ein Transfer abgebaut 
wird, verbreitert wird.

Diese Überlegungen beruhen auf der Feststellung, 
daß Einkommensgrenzen und vor allem die damit ver­
bundenen hohen Grenzbelastungssätze im wesentlichen 
für die problematischen Anreizwirkungen des Gesamtsy­
stems verantwortlich sind. Der Charme dieses Reform­
ansatzes liegt darin, daß der Reformbedarf offenkundig 
minimiert würde und eine Diskussion über Ziel und Funk­
tion der verschiedenen Sicherungsinstrumente überflüs­
sig wäre. Ein genaueres Hinsehen macht dagegen deut­
lich, daß ein solches Vorgehen eine Abstimmung aller be­
stehenden einkommensabhängigen Regelungen erfor­
dert, was ohne eine Abklärung der transferpolitischen 
Ziele kaum möglich ist.

Eine geringere Reformbreite verbindet sich mit einer 
Abstimmung der Mindesteinkommensregelunginder So­
zialhilfe und der Einkommensteuer als Kern des beste­
henden Gesamtsystems. Die vom Bundesfinanzministe­
rium entwickelte Übergangsregelung entspricht diesem 
Reformansatz, indem unter weitgehender Beibehaltung 
der instrumentellen Autonomie eine partielle Wirkungs­
verzerrung beseitigt wird.

Die Besteuerung von Sozialtransfers beläßt die betrof­
fenen Systeme formal autonom und weitgehend unverän­
dert, faktisch aber verbindet sich damit eine Aufgabe der 
funktionalen Eigenständigkeit, weil es einer normativen 
Harmonisierung der betroffenen Instrumente bedarf. 
Deshalb ist dieser Ansatz hinsichtlich seiner Reformin­
tensität zwischen den zuvor gekennzeichneten Extremen 
angesiedelt worden. Konkret geht es um eine Anglei­
chung der Bemessungsgrundlagen, zunächst um die De­
finition eines einheitlichen Einkommensbegriffs, dann um 
eine Abstimmung der Abzugsbetragsregelung, der Rech­
nungsperiode sowie eine einheitliche Regelung über das 
Steuer- und Transfersubjekt (Haushalts- oder Individual­
prinzip).

Wird ein Transfer in die Bemessungsgrundlage der 
Einkommensteuer oder eines anderen Transfers einbezo­
gen und dadurch explizit oder implizit besteuert, so wird 
dieser dem Grenzbelastungsverlauf der Einkommen­
steuer bzw. des aufnehmenden Transfers unterworfen20. 
Die Einbeziehung in die Bemessungsgrundlage muß 
deshalb nicht nur die funktionale Rangordnung der Sozi­
altransfers berücksichtigen, sondern ebenso, ob der da­
mit relevant werdende Tarifverlauf für den einbezogenen 
Transfer angemessen ist. Gegebenenfalls muß der Tarif 
oder die Zielsetzung des Transfers angepaßt werden. Auf 
jeden Fall aber macht eine Besteuerung von Soziallei­

,s Vgl. O. G a n d e n b e r g e r :  Einkommensabhängige staatliche
Transfers. Bestandsaufnahme. W irkungen -  Handlungsmöglichkeiten 
und Handlungsgrenzen. Baden-Baden 1989, S. 118ff.

”  Vgl. O. G a n d e n b e r g e r ,  a.a.O.. S. 120.

132 WIRTSCHAFTSDIENST 1994/111



STEUERPOLITIK

stungen nur Sinn, wenn die dafür relevanten Einkom­
mensgrenzen aufgehoben werden. Ansonsten würden 
die damit direkt verbundenen Belastungseffekte zu einer 
Entlastung bei der Besteuerung führen. Ferner ist zu be­
denken, ob die Einkommensteuer oder der aufnehmende 
Transfer aus ihrer Systematik heraus sinnvollerweise 
eine entsprechende Änderung der Bemessungsgrund­
lage erfahren sollten. Derartige Probleme könnten weit­
gehend ignoriert werden, würde grundsätzlich ein identi­
scher und weitgefaßter Einkommensbegriff angewendet. 
Für einen generellen Übergang zum Universaleinnah­
menkonzept sprechen auch horizontale und vertikale Ge­
rechtigkeitsüberlegungen sowie fiskalische Zwänge. Mit 
der Definition des Einkommensbegriffs verbindet sich zu­
gleich eine normative Hierarchisierung der betroffenen 
Sozialleistungen.

Eine Reformstrategie

Für die konkrete Ausgestaltung einer Reform, die sich 
an der Idee der negativen Einkommensteuer anlehnt, be­
steht -  das ist deutlich geworden -  eine Reihe technisch 
ganz unterschiedlich zu bewertender Möglichkeiten. 
Deutlich wurde ebenso, daß der zunächst zu vermutende 
Unterschied in der Berücksichtigung der normativen 
Grundlagen bei näherem Hinsehen verschwindet. Anders 
gewendet: Es ist in jedem Fall notwendig, die zu integrie­
renden Instrumente auch normativ, d.h. hinsichtlich ihrer 
Zielsetzung und Funktion zu harmonisieren.

Die Entwicklung einer konkreten Reformstrategie 
sollte sich an zwei Überlegungen orientieren. Zunächst 
ist auf die gegenwärtigen fiskalischen Zwänge hinzuwei­
sen, die mit dazu beigetragen haben, die Diskussion um 
einen Umbau der sozialen Sicherung zu forcieren. Jede 
Reform muß dementsprechend nicht nur aufkommens­
neutral sein, sondern -  zumindest mittelfristig, d.h. nach 
ihrem Abschluß -  zu tatsächlichen Einsparungen führen. 
Grundsätzlich kann jedes der erläuterten Reformmodelle 
so gestaltet werden, daß es dazu kommt. Mit Hilfe von Si­
mulationsrechnungen kann dies im einzelnen belegt, 
aber auch die dafür notwendige Ausgestaltung ermittelt 
werden21. Selbst dann, wenn die Leistungsansprüche und 
Einkommensanrechnungen lediglich so bemessen wer­
den, daß die Reform direkt aufkommensneutral wirkt, 
kann allerdings mittelfristig vor allem bei jenen Reform­
ansätzen, die bestehende Sozialleistungen integrieren, 
infolge vereinfachter Administrierung und überflüssiger 
Verwaltungsstellen mit Einsparungen gerechnet werden.

Vgl. M. H u t h e r :  Integrierte Steuer-Transfer-Systeme, a.a.O., 
besonders S. 205 ff. Es ist völlig unbegründet, wenn Negativsteuermo­
delle als grundsätzlich zu teuer qualifiz iert werden, so 2 .B. R. E r b e ,  
S. E r b e :  Sozialhilfe auf dem Prüfstand, in: W IRTSCHAFTSDIENST 
73. Jg. (1993), H. 11, S. 596.

Übersicht 3 
Eine stufenweise Reform 

des Steuer- und Transfersystems

1. S chritt: Vereinheitlichung des E xistenzm inim um s in der
Sozialh ilfe  und in der E inkom m ensteuer

a. Definition des sozialhilferechtlichen Existenz­
minimums

b. Senkung des Anrechnungssatzes für e igenes Ein­
kommen bei der Sozialhilfe

c. Übergang zum Universaleinnahmenbegriff in der 
Einkommensteuer (dabei auch konsistente Rege­
lung von Haushaltsersparnissen und Unterhalts­
pflichten)

d. Anpassung des Grundfreibetrages (und des Ein­
kommensteuertarifs)

e. konsistente Regelung des Familienlastenausgleichs 
(Abschaffung des Ehegattensplittings, Steuerkredit­
lösung für Kinderlasten)

2. S chritt: Übergang zu einem  Negativsteuer-System

a. abgem ildertes Subsidiaritätsprinzip in der Sozialhilfe 
bezüglich Vermögen

b. Übergang der Verwaltungszuständigkeit für die 
Sozialhilfe an die Finanzämter

c. e inheitliche Veranlagung für Sozialhilfe und Ein­
kommensteuer

d. einheitlicher Steuer-Transfer-Tarif
e. „F inanzverbund“ zwischen Einkommensteuer und 

Sozialhilfe

3. S chritt: Besteuerung von anderen gegenleistungsfre ien
Sozialtransters

a. Abbau bestehender Einkommensgrenzen
b. normative H ierarchisierung der betroffenen Trans­

fers
c. Übergang zum Universaleinnahmenbegriff mit kon­

sistenter Behandlung der Einkommen aus Sozial­
leistungen

4. S chritt: A npassungen in der Sozialversicherung

a. Abbau von Mindesteinkommensregelungen u.a.
b. Abbau von Zwangselementen (Reduzierung der 

Pflichtgrenzen)
c. e inheitliche Steuer- und transferrechtliche Förderung 

privater Vorsorge

Ferner muß der Ansatzpunkt jeder Reformüberlegung 
angesichts des vorgegebenen Zeitrahmens der Hand­
lungsauftrag des Bundesverfassungsgerichts sein. Da­
von ausgehend empfiehlt es sich wegen der Struktur des 
politischen Systems und der Entscheidungsmechanis­
men, weitergehende Reformvorstellungen schrittweise 
umzusetzen und den Reformaufwand zeitlich zu strek- 
ken. Ein integriertes Steuer-Transfer-System in einem 
Anlauf realisieren zu wollen, muß im herrschenden politi­
schen Umfeld scheitern. Versteht man integrierte Sy­
steme auch als Verknüpfung der weniger prätentiösen, 
zuvor im Grundsatz beschriebenen Reformansätze, so 
läßt sich aus den dahinter stehenden systematischen Zu­
sammenhängen die Schrittfolge eines längerfristig ange­
legten Reformprogramms ableiten. Die einzelnen 
Schritte sollten so konzipiert sein, daß ein Ausbleiben 
des jeweils nachfolgenden die realisierten Maßnahmen
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weder fragwürdig noch anpassungsbedürftig macht, mit­
hin kein Reformtorso entsteht (Übersicht 3).

Schrittweises Vorgehen

Der erste Reformschritt muß eine Umsetzung des ver­
fassungsgerichtlichen Auftrags beinhalten. Bei der Aus­
gestaltung kommt es entscheidend darauf an, ob Behelfs­
lösungen -w ie  die Übergangsregelung -a u f Dauer insti­
tutionalisiert werden. Daß dies geschehen soll, dafür 
spricht sehr wenig; allein die Notwendigkeit, im Zeitab­
lauf die Angleichung der Existenzminima zu sichern, 
macht dies unsinnig. Wichtig ist es, den Reformbedarf in 
seiner vollen Breite und Intensität zu erkennen und die 
Vereinheitlichung des Existenzminimums derart zu kon­
zipieren, daß alle davon betroffenen Gestaltungsaspekte 
zugleich oder in einem folgenden Schritt durchgeführt 
werden können, um ein effektives und effizientes System 
zu verwirklichen. Dazu gehört, daß die bestehenden sozi­
alhilferechtlichen Bestimmungen auf ihre Eignung für 
eine Koordination mit der Einkommensteuer überprüft 
und angepaßt werden. Dies bezieht sich auf das Niveau 
und die Einkommensabhängigkeit der Sozialhilfelei­
stung; beide Größen zusammen bestimmen zwangsläu­
fig die Mindesthöhe des einkommensteuerlichen Grund­
freibetrags.

Aus Anreizgesichtspunkten sollte der Anrechnungs­
satz für Erwerbseinkommen deutlich unter 100% gesenkt 
und zugleich der maximale Sozialhilfeanspruch eher re­
striktiv festgelegt werden. Ferner müssen die Bemes­
sungsgrundlagen in beiden Systemen vereinheitlicht 
werden; Gerechtigkeitsüberlegungen und fiskalische 
Zwänge sprechen dafür, den Universaleinkommensbe- 
griff der Sozialhilfe auf die Einkommensteuer auszudeh­
nen. Dabei ist auch eine konsistente Berücksichtigung 
von freiwilligen und rechtlich begründeten Unterhaltszah­
lungen gemäß dem Grundsatz sicherzustellen, daß Ein­
kommen einmal und nur einmal besteuert werden soll. 
Aufgrund von Effektivitätsgesichtspunkten ist ergänzend 
bereits im ersten Schritt eine konsistente Regelung des 
Familienlastenausgleichs angezeigt (Abschaffung des 
Ehegattensplittings und Übergang zu einem monisti­
schen System); dabei ist an eine systematische Einbe­
ziehung des Kindergeldes in das Existenzminimum zu 
denken.

Ein zweiter Reformschritt könnte dazu dienen, die im 
ersten Schritt begonnene und angelegte Vereinheitli­
chung der Systeme Einkommensteuer und Sozialhilfe 
formal durch ein Negativsteuer-System -  und damit eine 
stärkere Reformintensität -  zu vollenden. Dies beinhaltet 
verwaltungstechnische Aspekte (Zuständigkeit für die 
Sozialhilfe, einheitliche Veranlagung)22 ebenso wie die 
Einführung eines durchgängigen Steuer-Transfer-Tarifs.

Wegen des nur individuell zu spezifizierenden maxima­
len Transferanspruchs und damit des Startpunktes der 
Tariffunktion kommen für integrierte Systeme -  will man 
ein Mindestmaß an Transparenz und Praktikabilität ge­
währleisten -  nur lineare Tarife in Frage, allenfalls ein 
Stufengrenzsatztarif23. Damit würden zugleich die Pro­
bleme der „kalten Progression“ , der zeitlichen und perso­
nellen Zuordnung steuerlich relevanter Einkünfte abge­
mildert.

In einem dritten Schritt bestünde die Möglichkeit, die 
Reformbreite zu erhöhen, indem weitere gegenleistungs­
freie Sozialleistungen -  wie beispielsweise im Vorschlag 
des Kronberger Kreises -einbezogen werden; zu denken 
ist vor allem an das Erziehungsgeld, das Wohngeld, die 
Ausbildungsförderung und die Sparzulagen. Die funktio­
nale Verschränkung wird sich aus Gründen der politi­
schen Durchsetzbarkeit auf die Besteuerung von Trans­
fers durch eine entsprechende Gestaltung der Bemes­
sungsgrundlage beschränken müssen. Ein integiertes 
Steuer-Transfer-System mag darauf beruhend ein Fern­
ziel der Steuer- und Sozialpolitik sein. Zunächst erscheint 
„lediglich“ eine Fortsetzung des in der Einkommensteuer 
begonnenen Übergangs zur Reinvermögenszugangs­
theorie realisierbar.

Viertens sind Anpassungen in der Sozialversicherung 
geboten und möglich. Durch die Veränderungen in der 
Sozialhilfe -  und damit ihre Entstigmatisierung -  sowie 
die Reform des Familienlastenausgleichs können die 
Zweige der Sozialversicherung von entsprechenden Um­
verteilungsaufgaben entlastet werden. Eine einheitliche 
Steuer- und transferrechtliche Förderung privater Vor­
sorge würde zusammen mit reduzierten Zwangselemen­
ten die Möglichkeit eröffnen, die Sozialversicherung in 
Richtung stärkere Risikoäquivalenz und Eigenverant­
wortung umzubauen.

Grundlegende Einschnitte notwendig

Dem Sachverständigenrat ist zuzustimmen, daß eine 
derartige Reform „an den überkommenen Gestaltungs­
grundsätzen der Steuer- und Sozialpolitik“ rüttelt und daß

”  Anders als bei e iner isolierten Einbeziehung des K indergeldes in die 
Besteuerung (vgl. dazu: Gutachten der Arbeitsgem einschaft für w irt­
schaftliche Verwaltung: Zur Einbeziehung des Kindergeldes und des 
Bundeserziehungsgeldes in das Besteuerungsverfahren -  sog. Finanz­
amtslösung Bonn 1991) kann bei e iner grundsätzlichen Umstellung 
und einer damit verbundenen Vereinfachung des Verfahrens damit ge­
rechnet werden, daß dies nicht zu einem Verwaltungsmehraufwand 
führt.

!J Zu den spezifischen Problemen der Tarifgestaltung in integrierten 
Systemen vgl. M. H ü t h e r :  Integrierte Steuer-Transfer-Systeme,
a.a.O., S. 133 ff. Bei linearen Tarifen erübrigt sich der Streit um Freibe­
trag versus Steuerkredit; vgl. M. L e h n e r :  Abzug des Grundfreibe­
trags von der Bemessungsgrundlage oder von der Steuerschuld?, in: 
Steuer und W irtschaft, Heft 1/1986.
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„grundlegend die Handlungsbedingungen für die Priva­
ten“ verändert werden24. Die Frage ist nur, ob daraus 
schwerwiegende Einwände abzuleiten sind. Ein immer 
wieder vorgebrachter Einwand gegen eine Negativ­
steuer-Lösung besteht in dem Hinweis auf das Subsidia- 
ritätsprinzip, wie es derzeit in der Sozialhilfe wirksam ist.

Die prinzipielle Nachrangigkeit der Sozialhilfe äußert 
sich bei der Ermittlung der laufenden Hilfe zum Lebens­
unterhalt -  auf die ein Rechtsanspruch besteht -  zum ei­
nen in dem umfassenden Einkommensbegriff, nach dem 
alle Einkünfte sowie Unterhaltsverpflichtungen Dritter zu 
berücksichtigen sind, zum anderen in einem weitgehen­
den Einsatz von Vermögen, der im wesentlichen lediglich 
kleine Hausgrundstücke, Hausrat, Barvermögen bis 2000 
DM und Bausparverträge ausnimmt. Grundsätzlich kann 
auch bei der Bürgergeld-Bemessung durch das Finanz­
amt die Vermögenslage geprüft und vorhandenes Vermö­
gen nach Abzug von Freistellungen herangezogen wer­
den. Um den Verwaltungsaufwand zu verringern, könnte 
-  wie der Kronberger Kreis es vorschlägt -  den An­
spruchsberechtigten ein vermindertes Bürgergeld bei 
gleichzeitigem Verzicht auf eine Prüfung der Vermögens­
lage angeboten werden.

Zu fragen ist aber, ob die Berücksichtigung von Vermö­
gen überhaupt angemessen ist, denn dessen Bildung ist 
ein möglicher Weg, mittelfristig aus der Transferempfän­
gerposition herauszukommen. Deshalb wird die Bildung 
von Humankapital durch bestimmte Regelungen (z.B. Ar­
beitsförderungsgesetz) mit eben diesem Ziel gefördert. 
Und soweit Vermögen Erträge abwirft, wird es ohnehin in 
der umfassend gestalteten Bemessungsgrundlage be­
rücksichtigt; Vermögensbestände unterliegen der Ver­
mögensteuer, die eventuell anzupassen ist. Die Auflö­
sung von Vermögen würde schließlich nur kurzfristig Ent­
lastung für den Sozialhilfe-Etat bringen.

Die vermeintliche Schwierigkeit, Unterhaltsverpflich­
tungen zu berücksichtigen, wird vielfach ebenfalls gegen 
ein integriertes System vorgebracht, obgleich dies kein 
ernsthaftes Problem darstellt, wenn man analog der vor­
genannten Regelung dem Bürgergeld-Empfänger eine 
Option eröffnet. Wichtig bleibt darüber hinaus, daß pri­
vate Geldtransfers einheitlich behandelt werden, indem 
sie dem Empfänger als Einkommen, dem Leistenden als 
Einkommensminderung angerechnet werden. Die da­
durch gegebene Möglichkeit der Kontrolle vermindert den 
Anreiz, empfangene Unterhaltszahlungen zu verschwei­
gen. Schließlich ist zu bedenken, daß von der Tarifgestal­
tung im Transferbereich (Grenzsteuersatz deutlich unter 
100%) positive Anreizeffekte ausgehen. Dies entwertet

Sachverständigenrat, a.a.O., Ziffer 319.
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die Befürchtung, daß durch ein Abgehen vom oder eine 
Abmilderung des Subsidiaritätsprinzips eine Anspruchs­
inflation auf den Staat zukomme. Sollte es nach der Ein­
führung eines solchen Systems dazu kommen, daß die 
bislang verdeckt Einkommensarmen, die einen Sozialhil­
feanspruch haben, diesen aber aus Gründen der Stigma­
tisierung nicht wahrnehmen, nun ihren Rechtsanspruch 
umsetzen, dann kann dies nicht anders als erwünscht 
bewertet werden.

Ein positiver Nebeneffekt einer Integration von Sozial­
leistungen und Einkommensteuer wird vielfach überse­
hen. Dadurch, daß die Sozialversicherung im vierten Re­
formschritt von Umverteilungselementen befreit wird und 
ausschließlich nach dem Versicherungsprinzip funktio­
niert, besteht für die Politik kaum noch die Möglichkeit, 
Finanzprobleme im Bundeshaushalt auf den Haushalt 
der Sozialversicherung zu verschieben. Die Dauerhaftig­
keit und Verläßlichkeit des Systems für die Versicherten 
würden erhöht, und grundsätzlich wirkt die Stärkung des 
Äquivalenzprinzips in der Sozialversicherung positiv auf 
das Leistungsverhalten der Privaten.

Ablösung tradierter Systeme

Ohne Zweifel sind Schwierigkeiten und Widerstände 
zu erwarten, wenn man die mit einer Umsetzung des Re­
formprogramms einhergehende Veränderung in der bis­
herigen Zuordnung der Verwaltungs- und Finanzierungs­
zuständigkeit auf die bundesstaatlichen Ebenen be­
denkt. Dies kann nur durch eine gleichzeitige Anpassung 
der Finanzausgleichssysteme zwischen allen Gebiets­
körperschaften vermieden werden. Dies begründet für 
viele einen Haupteinwand gegen eine solche Reform. 
Das Argument vermag aber schon deshalb nicht zu über­
zeugen, weil ansonsten im föderalen Staat kaum noch 
grundsätzliche, sachbezogene Reformen möglich wären. 
Auch läßt es vergessen, daß der Finanzausgleich kein 
Ziel staatlichen Handelns ist, sondern ein Instrument, 
das anpassungsfähig sein muß -  auch, wenn dies derzeit 
so nicht der Fall ist.

So spricht am Ende sehr viel dafür, den Umbau des 
Sozialstaats mit dem Ziel „Integriertes Steuer-Transfer- 
System“ nach einem Stufenplan zu beginnen. Von den 
Politikern ist dazu der Mut gefordert, von tradierten, aber 
überholten Strukturen abzugehen, auch wenn diese im 
Einzelfall durchaus noch als angemessen erscheinen 
mögen. Der Revisionsauftrag bezieht sich auf das ge­
samte System der sozialen Sicherung unter Berücksich­
tigung der inhaltlichen und technischen Verknüpfungen 
mit der personellen Einkommensbesteuerung. Jede Zeit 
fordert eigene Antworten, offensichtlich ist dies für den 
Bereich der Sozialpolitik noch nicht geschehen.
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